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in Gespräch mit dem Tübinger
Landrat Joachim Walter, zu-
gleich Präsident des Land-
kreistags Baden-Württemberg,
über die Folgen der Corona-
Politik, überbordende Büro-

kratie, darbende Kommunalfinanzen –
und die aus dem Lot geratene Debatten-
Kultur in Deutschland.

Ob Bauernproteste, Corona oder Wirt-
schaftskrise, Flüchtlingsunterbringung oder
Standorte für Windräder: Die Stimmung in
der Gesellschaft scheint ganz schön gereizt.
Seit wann können wir nicht mehr so gut
miteinander reden?
Ich beobachte schon länger, dass die Leu-
te in ihrer Blase sind und sich gegenseitig
in ihrer Meinung bestärken. Klar, das
gab’s auch schon früher am Stammtisch,
aber die sogenannten Sozialen Medien
haben da vieles verstärkt und beschleu-
nigt. Und die Reichweite hat enorm zuge-
nommen. Schon die Diskussionen um
Stuttgart 21 konnten ganze Familienfeste
sprengen. Da gingen die Emotionen
schnell hoch. Ich dachte damals schon:
Führen wir noch Diskussionen oder sind
das schon Glaubenskriege? Von einem Ta-
xifahrer in Berlin hörte ich damals, als ich
sagte, woher ich komme: Ihr seid doch
die, die sich wegen dem Bahnhöfle so
streiten, das versteht doch kein Mensch.

Dann kam die Pandemie – Corona war
ein Brandbeschleuniger. Da sind die Mei-
nungen extrem aufeinander gekracht,
ganz heftig beim Thema geimpft oder un-
geimpft. Wenn sogar ein katholischer Bi-
schof sagt, Ungeimpften kann unser Hosi-
anna nicht gelten – das ging zu weit. Ich
selbst bin dreimal geimpft und hab hier im
Kreis ein großes Impfzentrum mit einge-
richtet, aber wir haben bei uns im Land-
ratsamt nie diese Polarisierung zugelas-
sen. Ich hab mich an den Stuttgarter Ex-
OB Manfred Rommel gehalten, der hat
mal gesagt: Wenn es in der Politik heißt,
wir müssen glaubwürdig bleiben, ist meist
ein Zug auf dem falschen Gleis. Wenn wir
ihn, um glaubwürdig zu bleiben, einfach
mit höherer Geschwindigkeit weiterfah-
ren lassen, knallt er an die Wand. Manch-
mal ist es einfach besser, so einen Zug zu
stoppen und auch mal einen Fehler einzu-
gestehen. Und manchmal hilft mir schon
weiter, was ich um mich herum beobachte
und daraus vernünftige Schlüsse ziehe.

Was haben Sie in der Pandemie
beobachten können?
Ich war ja auch als beratendes Mitglied im
Landeslenkungsgremium. Klar, dass Dis-
kotheken geschlossen wurden – aber Res-
taurants oder Kneipen? Da ging’s doch
meist gesitteter zu, als wenn sich die Leute
mit Bierkästen in die Garagen geflüchtet
haben. Wir sind soziale Wesen, man kann
uns nicht so auseinander bringen. Und je-
der sollte ein Stück weit das Recht haben,
die Risiken für sich einzuschätzen.

Hinzu kam der faktische Impfzwang
durch 2G und 3G, gerade bei jüngeren
Leuten, die durch Corona nicht groß ge-
fährdet waren. Die wollten am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen, einfach
mal wieder in die Kneipe, an die Uni. Ein-
mal haben wir eine Anzeige reinbekom-
men, zehn kleine Jungs würden im Freien
kicken. Den Nachbarn, der bei der Polizei
angerufen hat, den hat der Bolzplatz
schon immer gestört. Die Polizei musste
denen dann hinterherrennen, die haben
das auch nicht verstanden. Wie auch die
Anrufe, im Wohnzimmer beim Nachbarn
würden mehr als die erlaubten drei Leute
zusammenstehen – das hat gespalten. Ei-
ner meiner Großväter hat im Dritten
Reich große Probleme gehabt, der hat mir
später den Spruch mitgegeben: Der größ-
te Lump im ganzen Land, das ist und bleibt
der Denunziant. Dazu ist ja von Regie-
rungsseite fast ermuntert worden vor
zwei, drei Jahren. Das darf nicht wieder
passieren. Auch die Medien haben das
Thema übrigens stark vorangetrieben.

Wie hat der Jurist Joachim Walter die
staatlichen Maßnahmen angeschaut?
Ich hab mein Verfassungsrecht noch bei
Konrad Hesse in Freiburg gelernt. Wichti-
ger Grundsatz: Die Menschenwürde ist
dann verletzt, wenn sich der Mensch nur
noch als Objekt staatlichen Handelns
empfindet. Meine Maxime war immer: Al-
les, was wir tun, müssen wir den Men-
schen erklären können. Das hat in der
Pandemie häufig nicht mehr funktioniert.

E

Etwa das Verbot, draußen auf einer Park-
bank zu sitzen und zu lesen. Oder, als die
Gaststätten wieder aufgemacht haben:
Am Tisch durfte ich stundenlang ohne
Maske sitzen, die paar Meter zum Klo
musste ich sie aufziehen. Überhaupt hät-
ten FFP2-Masken laut Arbeitsschutz
höchstens 75 Minuten am Stück getragen
werden dürfen, dann 30 Minuten Pause.
Wichtig ist immer der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit einer Maßnahme – da
geht’s letztlich um Güterabwägungen.

Darum ging’s auch bei der einrichtungs-
bezogenen Impfpflicht, gegen die Sie sich
öffentlich ausgesprochen haben. Warum?
Weil unser Gesundheitsamt Ausbruchs-
untersuchungen in Pflegeheimen des
Landkreises durchgeführt hat. Resultat:
Sowohl geimpftes wie ungeimpftes Pfle-
gepersonal hat das Virus in die Einrich-
tungen gebracht, und zwar fast genau im
Verhältnis zur Impfquote, also: Die rund
90 Prozent Geimpften waren auch für et-
wa 85 Prozent der Ausbrüche verantwort-
lich. Die Impfung bot wenig bis keinen
Schutz vor Übertragung des Virus. Es
brachte also nichts und hätte nur den Pfle-
genotstand verschärft. Manche Unge-
impfte haben sich dann ja auch nach Jobs
in der Schweiz umgesehen, die Schweizer
waren etwas lockerer. Das hab ich in Brie-
fen auch den Zuständigen in Stuttgart,
Berlin und dem Bundesverfassungsge-
richt mitgeteilt. Die Resonanz war be-
scheiden. Wir haben das jedenfalls hier
sehr großzügig gehandhabt.

Was ich mir heute vorwerfe: Wir hätten
massiver hinstehen müssen bei den Aus-
wirkungen der Lockdowns, der Schul-
und Sportplatz-Schließungen auf Kinder
und Jugendliche. Das haben wir rasch mit-
gekriegt. Physische und psychische Ge-
walt, Missbrauch, auch sexueller – das ha-
ben wir in den Jugendämtern nach Ende

der Coronamaßnahmen gesehen. Ich war
in Kontakt mit Prof. Renner, dem Leiter
der Tübinger Kinder- und Jugendpsychia-
trie, der sagte: Wir kommen nicht mehr
nach. Zu ihm sind viele Kinder und Ju-
gendliche gekommen, manche waren re-
gelrecht abgemagert und auch schon orga-
nisch geschädigt, auch weil sich die Leute
nicht mehr rausgetraut haben zu Ärzten
oder ins Krankenhaus. Da hätten wir mas-
siver intervenieren müssen. Generell hat
es Menschen mit psychischer Erkrankung
schwer getroffen. Bei all dem geht es mir
aber nicht um Schuldzuweisungen …

… sondern?
Darum, uns ehrlich zu machen, und zwar
schonungslos. Dass wir offen zu Fehlern
stehen, auch zu medizinischen. Damit uns
bestimmte Sachen nicht noch mal passie-
ren. Da gibt es noch viel aufzuarbeiten,
auch zum Thema Übersterblichkeit ab
2021 trotz hoher Durchimpfungsquote der
vulnerablen Bevölkerungsgruppen. Oder
die Frage, wer tatsächlich an Corona ge-
storben ist und bei wem das nur eine Be-
gleitdiagnose war. Dann der gewaltige
Impfdruck, der gerade auch auf junge Leu-
te ausgeübt wurde, dieser Druck hat ja
auch viele Gegenreaktionen ausgelöst.
Aber wir haben in Deutschland keine gute
Fehlerkultur.

Nach Corona wurde die Diskussionskultur
nicht besser, der gesellschaftliche
Erregungszustand hält an …
Wir haben in Deutschland ja auch zuneh-
mend wirtschaftliche Probleme. Zugleich
gibt es eine Tendenz, dass wir uns die Köp-
fe heißreden über nicht ganz so wichtige
Themen wie das Gendern. Meine Meinung
dazu: Das soll doch jeder machen, wie er
will. Das ist auf meiner Prioritätenliste
nicht sehr weit oben. Viel wichtiger ist
doch der Klimawandel. Wie erhalten wir

die wirtschaftlichen Grundlagen? Ohne die
werden wir uns vieles nicht mehr leisten
können, um den Klimawandel zu bekämp-
fen. Wie gehen wir mit der Personalnot
um? Wie kriegen wir die Verkehrswende
mit dieser Deutschen Bahn hin? Die schafft
das ja nicht mal auf der Ammertalbahn, in
deren Erneuerung wir gerade 60 Millionen
Euro gesteckt haben.

Apropos Personalnot, könnten nicht Geflüch-
tete schneller in Jobs gebracht werden, etwa
als Busfahrer oder in der Gastronomie?
Wir stellen zu hohe Anforderungen. Das
fängt an beim Spracherwerb. Der Land-
kreistag fordert, Asylbewerber sofort auf
den ersten Arbeitsmarkt zu bringen und
nicht in diese Arbeitsgelegenheiten nach
Paragraf 5 Asylbewerberleistungsgesetz.
Denn erstens hab ich gar nicht genug Un-
kraut um die Unterkünfte herum, zweitens
haben die Leute oft schlicht keine Lust, für
80 Cent die Stunde zu schaffen. Wo pas-
siert denn Integration? Bei der Arbeit, wo
ich den ganzen Tag die Sprache sprechen
muss. Und nicht bloß im Sprachkurs, wo
ich danach den Rest des Tages mit meinen
Leuten wieder in der Heimatsprache rede.
Die Leute werden lethargisch, wenn sie die
ganze Zeit in der Unterkunft hocken. Des-
halb bin ich sehr dankbar für Projekte wie
„TüNews“.

Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine dürfen
aber doch sofort arbeiten …
… stimmt. Aber wir bringen diese Men-
schen mit dem Bürgergeld dazu, sich eben
nicht in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
Ich hab mir die aktuellen Zahlen besorgt.
Von den arbeitsfähigen Kriegsflüchtlin-
gen, die also keine kleinen Kinder betreu-
en müssen oder Gesundheitsprobleme ha-
ben, waren bundesweit zuletzt nur rund
20 Prozent in Arbeit, ein Viertel davon in
einem Minijob. In den Niederlanden be-
trägt die Quote 50 bis 70 Prozent. Da kön-
nen die Leute nichts dafür, wir würden das
doch genauso machen. Aber: Wir in
Deutschland setzen die falschen Anreize.
Und das spaltet die Gesellschaft. Wir müs-
sen klar sagen: Dann mach jetzt erst mal
den Job in der Gastronomie, die suchen
nämlich dringend Personal, sonst müssen
wir einen Teil deiner Leistungen kürzen.

Stichwort Bürokratieabbau: Wo hakt’s?
Wir haben allein aus Tübingen 137 Vor-
schläge zum Bürokratieabbau an den
Landkreistag geschickt, der sie sammelt
und ans Land weiterleitet. Da ist aber noch
nicht allzu viel passiert bislang, die dicken
Fische sind alle noch im Teich. Wir brau-
chen jetzt mutige Menschen, die sagen,
jetzt nehmen wir wirklich mal was raus.
Egal, wo ich grade hinkomme, beim Mar-
burger Bund oder dem Landesbauernver-
band, bei der IHK oder der Handwerks-
kammer – jeder sagt mir: Wir ersaufen in
Bürokratie, wir kommen nicht mehr zum
Arbeiten. Wir müssen wieder zu vernünf-
tigen, nachvollziehbaren Regelungen kom-
men. Der Grund, warum viele Leute richtig
wuschig sind: Sie verstehen nicht mehr,
was der Gesetzgeber von ihnen will. Viele
Regelungen sind zu komplex. Als Jurist
kann ich ja Gesetze halbwegs lesen, aber
ich tue mich trotzdem schwer mit vielen
Formulierungen: Ich muss durch sechs
Querverweise durch, bis ich weiß, was der
Gesetzgeber will. Aber dann hab ich die
Fragestellung schon wieder vergessen.
Auch das hat dazu geführt, dass manche so
rabiat geworden sind und gar nicht mehr
runterkommen, wenn sie bei uns anrufen.

Und das Finanzielle? Was kommt auf uns zu?
Mit den Kommunalfinanzen geht’s deut-
lich bergab. Wir haben im aktuellen Kreis-
haushalt über 20 Millionen Euro Ein-
nahmen eingebucht, bei denen unsicher
ist, ob die wirklich kommen. Wir haben al-
lein beim Bundesteilhabegesetz gewaltige
Kostensteigerungen, vor allem durch per-
sonalintensive bürokratische Regelungen,
von denen Menschen mit Behinderungen
kaum etwas haben. In den letzten fünf Jah-
ren haben sich allein diese Kosten von
rund 35 auf nun 70 Millionen Euro im Kreis
Tübingen fast verdoppelt. Auch im Flücht-
lingsbereich haben wir sehr hohe Ausga-
ben. Nach jetzigem Stand bekommen wir
vom Bund nur rund 10 Prozent unserer
Kosten erstattet. Da muss sich dringend
was ändern. Und: Wir müssen uns auf die
wesentlichen Aufgaben konzentrieren und
schauen: Was können wir noch machen,
was nicht mehr?

„Wir haben keine
gute Fehlerkultur“

Corona-Aufarbeitung Der Tübinger Landrat Joachim Walter fordert im
Gespräch mit dem TAGBLATT, sich bei der Pandemie-Politik ehrlich zu

machen, aus Fehlern zu lernen – und die Polarisierung zu stoppen.
Von Volker Rekittke

Das Kreis-Gesundheitsamt
veröffentlichte unlängst die

Ergebnisse der Einschulungs-
untersuchungen im Kreis Tü-

bingen vor und nach der Coro-
na-Pandemie. Im Vergleich zur

Untersuchung 2019 hatten
2022 – nach Ende der Lock-

downs und Schulschließungen
– rund 50 Prozent mehr Kinder

Untergewicht oder starkes
Untergewicht. Zugleich wurden
fast ein Drittel mehr Kinder mit

starkem Übergewicht festge-
stellt. Auch die Zahl der Kinder

mit einer Störung der
Auge-Hand-Koordination stieg

in den drei Jahren um ein
Drittel an.

Kinder von
Coronamaßnahmen

stark betroffen

Der Tübinger Landrat
Joachim Walter.
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